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Wydler (Die Mitte, Wallisellen) und Karin Fehr Thoma (Grüne, Uster) 
 
Betreffend Mehr Spielraum in der Schulorganisation 
________________________________________________________________________ 
 
Der Regierungsrat wird gebeten, eine Bestandsaufnahme vorzunehmen, um zu prüfen, wie 
die Volksschule in den Gemeinden angesichts der aktuellen Entwicklungen schlanker, effizi-
enter und bürgernah wie bisher geführt werden kann. Es sollen die verschiedenen Organisa-
tionsmodelle qualitativ verglichen werden, die von den Gemeinden bisher gewählt wurden. 
Zudem sollen ungenutzte Möglichkeiten aufgezeigt und es soll analysiert werden, welche or-
ganisatorischen und politischen Auswirkungen es hätte, wenn in Einheits- oder Parlaments-
gemeinden das gesetzliche Instrument bestünde, freiwillig auf eine Schulpflege zu verzich-
ten: Welche Gremien könnten aus Sicht des Regierungsrates deren Aufgabe übernehmen? 
 
Begründung: 
 
In der Schule haben in den jüngsten Jahren viele organisatorische Veränderungen Einzug 
gehalten: Im Kanton ist die Zahl der eigenständigen Schulgemeinden stark zurückgegangen. 
Die politischen Gemeinden haben schulische Aufgaben übernommen, was zu den soge-
nannten Einheitsgemeinden geführt hat. Die Schulen sind in diesen zwei Exekutiven unter-
stellt: dem Gemeindevorstand und der Schulpflege. 
Mit der Einführung der geleiteten Schulen, der von den Gemeinden breit eingeführten Leitun-
gen Bildung und den geweiteten Delegationsspielräumen hat sich die Rollenzuordnung der 
schulischen Organe sowie die Funktion und die Arbeit der Schulpflegen weitgehend verän-
dert. Viele ursprüngliche Aufgaben der Schulpflegen wurden an die Schulleitungen, die Lei-
tungen Bildung und die Schulverwaltung abgegeben. Die Einheitsgemeinden mussten des-
halb ihre Schulpflegekonzepte überarbeiten. 
Verschiedene Führungsmodelle, wie „Geschäftsleitungsmodell“ und „Rektorenmodell“, sind 
in den Einheitsgemeinden entstanden. 
Insofern unterscheidet sich die Abteilung „Schule“ organisatorisch nicht mehr erheblich von 
anderen Verwaltungsabteilungen. Die heute gemäss Volksschulgesetz undelegierbaren Be-
fugnisse der Schulpflege – wie das Bezeichnen der Schulen, der Erlass der Organisations-
statuten, die Zuteilung der finanziellen Mittel an die Schulen und die Kontrolle über deren 
Verwendung sowie die Anstellung und Entlassung der Schulleitungen – lassen sich von an-
deren Gremien erfüllen. 
Die Kantone Aargau und Bern können als Beispiele herangezogen werden. Aufgrund der 
Entwicklungen (eingeführte Schulleitungen und Leiter Bildung) konnten alternative Lösungen 
ohne zwingende Schulpflege gefunden wurden. Einige Gemeinden im Kanton Zürich haben 
der Entwicklung durch eine Verkleinerung der Schulpflege Rechnung getragen. 
Prinzipien moderner Verwaltungsführung fordern eine einfache, klare und einheitliche politi-

sche Führung der Gemeinden. Deshalb ist auch zu prüfen, ob die Gemeinden aufgrund ihrer 

Entwicklungen ein zusätzliches Instrument erhalten sollen, indem sie entscheiden können, 

ob sie weiterhin eine Schulpflege bestellen oder auf sie verzichten. 

Es soll auch dargelegt werden, ob sich bei einer Organisation ohne Schulpflege die Parla-

ments- von den Versammlungsgemeinden unterscheiden. 
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